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Weſen und Bedeutung des Socialismus. 
(Schluß.) 


Im Großen und Ganzen bezweckt der Socialismus nach ſeinen 
im Vorſtehenden dargelegten Principien den Umſturz der beſtehenden 
Staats- und Geſellſchaftsordnung. 

Dieſer Umſturz ſoll jedoch nicht plötzlich bewerkſtelligt werden. 
Er ſoll ſich langſam vollziehen durch eine allmälige Aenderung der be— 
ſtehenden Verhältniſſe und wirthſchaftliche Reformen ſollen ſeine Aera 
einleiten. 


Unter dieſen Reformen befinden ſich auch ſolche, welche, wie zum 


Beiſpiele die angeſtrebte einheitlichere Production mit Gewinnbetheiligung 
der Arbeiter durch Productivgenoſſenſchaften, als ein Fortſchritt auf dem 
Gebiete der politiſchen Oekonomie bezeichnet werden müffen; denn es 
läßt ſich nicht läugnen, daß die zu große Vermehrung des Großcapitales 
dem Kleincapitale den Boden ſeiner Lebensfähigkeit entzieht und wir 
ſehen ja, wie heutzutage die Kleingewerbe darniederliegen und ſeufzen 
unter dem Drucke der auf Anhäufung von Großcapitalien beruhenden 
Großfabrication. Durch lediglich polizeiliche Maßnahmen und prohibi⸗ 


tive Negirung des ſocialiſtiſchen Standpunktes wird jedoch der Staat 


der Ausbreitung des Socialismus und ſeinem weiters zu befürchtenden 


ſtaatsgefährlichen Ueberhandnehmen nicht wirkſam begegnen; denn was 


kann Polizeigewalt vermögen gegen ſich vorbereitende Proceſſe, welchen 
die höchſt gefährliche Kraft innewohnt, daß ihre einleitenden Prin⸗ 
eipien dem fortſchreitenden Volkswohlſtande entſprechen. 

Nur Maßregeln wirthſchaftlicher Natur können im Stande 
ſein, eingreifend zu wirken. Der Staat muß die Schäden, welche in 
ſeiner Organiſation beſtehen und welche dem Umſichgreifen des Social⸗ 
lismus einen fruchtbaren Boden gewähren können, zu verbeſſern, er 
muß ſeine Productionsverhältniſſe in einer Weiſe zu regeln ſuchen, daß 


Die Umtriebe des Socialismus finden ihre Hauptnahrung in der 
Unzufriedenheit des Arbeiterſtandes. Die agents provocateurs des 
erſteren bezeichnen dieſen Stand als den einzig rechtloſen und geknech—⸗ 
teten im modernen Staate. Sie beſchuldigen die Großcapitaliſten 
fogar einer Uebervortheilung und Ausbeutung des Arbeiters, deſſen 
Arbeit einen größeren Werth beſitze, als ſie ihm vergütet werde und 
deren den Arbeitslohn überſteigenden Mehrwerth der Unternehmer 
einziehe. 

Allerdings iſt im Allgemeinen und insbeſondere in unſerem Staate. 
für die Verbeſſerung der Lage des Arbeiters noch nicht viel ge— 
ſchehen. 

Wenn ein Arbeiter in feiner Berufsthätigkeit verunglückt oder 
ſich ſchwer beſchädigt, ſo kann nach unſeren Geſetzen der Arbeitsgeber 
nur dann zu einem entſprechenden Erſatze des dem Arbeiter, reſp. 
ſeiner zurückgebliebenen Familie erwachſenen Schadens verhalten wer⸗ 
den, wenn ein den Unglücksfall veranlaſſendes Verfchulden des Arbeits- 
gebers nachgewieſen iſt. 

Es dürfte wohl keinem Zweifel unterliegen, wie precär dieſe 
Beſtimmung iſt und welch einen zweifelhaften Schutz ſie dem Arbeiter 
gewährt. 

Muß denn z. B. in einem Betriebe die Vernachläſſigung der hiezu 
erforderlichen Maſchinen und Apparate ſeitens des Arbeitsgebers, wo⸗ 
durch ſich ein Unſall ereignet, nachgewieſen ſein? Genügt denn nicht bei 
vielen Productionsarten, wie z. B. bei Schwefel, Phosphor, Glas, Eiſen 
und anderen Fabricationen und Erzeugungen, die die Geſundheit des 
Arbeiters aufreibende Betriebsart allein, um eine über die gewöhn⸗ 
lichen menſchlichen Arbeitsleiſtungen weit hinausgehende und den Arbeiter 
weit mehr als um die bloße Anſtrengung ſeiner Arbeitsverrichtung 
ſchädigende Inanſpruchnahme desſelben durch den Arbeitsgeber zu 
conſtatiren? 

Sollte denn nach billigen Grundſätzen des allgemeinen Menſchen⸗ 
rechtes der Arbeitsgeber nicht ſchuldig ſein, dem Arbeiter mehr als den 
gewöhnlichen Lohn zu vergüten, wenn er ihn zu einem Betriebe ver⸗ 
wendet, der nicht nur die Anſtrengung ſeiner Arbeit, ſondern auch die 
unausweichliche Schädigung ſeiner Geſundheit erfordert, und welcher ihm 
bei manchen in hervorragenderem Grade für feine Geſundheit ſchädlichen 
Betriebsarten einen frühzeitigen Tod in Ausſicht ſtellt? 

Dieſes Mißverhältniß zwifchen Arbeitsgeber und Arbeitsnehmer, 
das darin beſteht, daß letzterer nur eine momentane Entlohnung ſeiner 
Arbeit erhält, von welcher er nicht im Stande iſt, für die Zukunft 
einen Sparpfennig bei Seite zu legen, ohne gegen das Elend eines 
allfälligen Unfalles gedeckt zu ſein, wo ihm möglicherweiſe gänzliche 
Erwerbsloſigkeit oder ſeiner Familie, wenn ſie hiedurch ihres Ernährers 
beraubt wird, gänzliche Verarmung droht, bedarf einer eingehen— 
den Würdigung und Abhilfe ſeitens des Staates. 


der Zerſetzungsproceß des Socialismus geringere Angriffspunkte bei Der Gewerbetreibende, der Landmann iſt durch das ſeiner Arbeit 
ihnen vorfindet, mit Einem Worte, er muß wirthſchaftliche Bräventiv- zu Grunde liegende Capital, der Beamte durch Errichtung von Pen⸗ 
maßregeln gegen die Gefahr der Socialismus ergreifen. ſionsinſtituten, der Soldat durch Invalidenverforgung und durch Geſetze, 


welche ihm entweder die Verehelichung vor Erreichung gewiſſer Dienſtes⸗ 
kategorien verbieten, oder den Erlag eines Capitals zur Sicherung der 


Exiſtenz ſeiner Familie fordern, gegen derartige Gefährdungen geſchützt. 


Der Arbeiter, welcher in der Regel nicht im Stande iſt, von 
ſeinem geringen, kaum zur Beſtreitung der nöthigen Lebensbedürfniſſe 
hinreichenden Lohne ein Capital zu ſammeln, genießt keinen derartigen 
Schutz. Penſionsinſtitute und Hilfscaſſen für Arbeiter gehören nicht zur 
Regel, da der Arbeitsgeber an deren Errichtung kein Intereſſe hat und 
ihre Einführung durch die Arbeiter ſelbſt wegen der bei einem kleinen 
Verbande von Betheiligten, welcher ſich doch nur auf die zu einem 


Einzelnetabliſſement oder höchſtens zu einer Ortſchaft gehörigen erſtrecken 


kann — denn Landes- und Bezirks⸗Arbeiter⸗Unterſtützungsvereine zählen 
noch zu den Seltenheiten —, verhältnißmäßig hohen Beitragsquoten 
nicht recht Wurzel faſſen kann. 

Wenn nun in dem Arbeiter, wenn er ſeine Lage mit der ſeiner 
Mitmenſchen in Vergleich zieht, ein Gefühl der Zurückſetzung ſich kund⸗ 
gibt und eine Art von Verbitterung platzgreiſt, welche in neidvollen 
Anfeindungen der Beſitzenden ſchließlich zum Ausbruche gelangt, ſo darf 
man ihm dies als Menſchen und insbeſonders in Berückſichtigung ſeiner 
geringen Bildungsſtufe nicht übel nehmen. Aber der Staat kann und 
darf ſeine Ausſchreitungen und ſeine Gehäſſigkeiten gegen den Beſitz 
wie die Verbreitung derartiger Anſchauungen und Kundgebungen durch 


Wort und Schrift, welche der erſte Schritt zur Verletzung der Rechts⸗ 


ordnung und zu dem vom Socialismus geplanten Umſturze ſind, nicht 
dulden, wenn er nicht ſeine eigene Exiſtenz gefährden will. 
Dieſem Uebel wird der Staat am beſten dadurch ſteuern, daß er 


die Lage des Arbeiterſtandes zu verbeſſern, daß er durch wirthſchaft 


liche Reformen einzugreifen ſucht in das morſche Gefüge der 
Arbeiterorganiſation und hiedurch ſich bemüht, den Arbeiter zu einem 
Freunde heranzuziehen, anſtatt ihm als Feind mit blos polizeilichen 
Prohibitivmaßregeln entgegen zu treten. 

Wenn der Staat ſelbſt gegenüber der Willkür einzelner Arbeits- 
geber ſeine ſchützende Hand über den Arbeiter ausbreitet, wenn er die 
Prämiſſen hinwegräumt, aus denen der Socialismus ſeine falſchen 
Schlüſſe zieht, dann werden auch die Propheten des Arbeiterſtandes, 
die ſocialiſtiſchen Agitatoren, keine Macht mehr über ihn beſitzen und 
ihn nicht zu verleiten im Stande ſein, die Rechtsordnung im Staate 
anzugreifen. 

Die Aufgabe wäre daher vor Allem, dem Arbeiter Hilfe und 
Unterſtützung zu ſichern, wenn Krankheiten und andere Unglücks— 
fälle über ihn hereinbrechen, die ihm oder feiner Familie die Mög— 
lichkeit einer weiteren Exiſtenz rauben. 

Der Staat müßte von Staatswegen unter ſeiner Autorität Hilfs- 


und Penſionscaſſen für Arbeiter errichten, wobei ſelbſtverſtändlich 


die Arbeitsgeber herangezogen werden und auf dieſe Art dem Arbeiter 
ſeine Exiſtenz ſicherſtellen. 
Und wenn der Arbeiter ſeine Exiſtenz in dieſer Weiſe geſichert 


ſieht, wenn er nicht mehr von der Hand in den Mund zu leben hat 


und geordnetere Verhältniſſe auch bei nicht günſtigen Wechſelfällen des 
Lebens bei ihm platzgreifen, wird ſeine Stellung zur Rechtsordnung des 
Staates und zu der beſitzenden Claſſe auch eine andere werden. 

Im deutſchen Reiche beſchäftigt man ſich gegenwärtig mit einem 
Projecte, welches große Aufmerkſamkeit verdient. Es iſt dies die Ver⸗ 
ſicherung der in Bergwerken, Fabriken und anderen Betrieben 


beihäftigten Arbeiter gegen die Folgen der beim Betriebe 


ſich ereignenden Unfälle. 

Nach dieſem ſollen die bei derlei Betrieben beſchäftigten Arbeiter 
und Betriebsbeamten, deren Jahresarbeitsverdienſt an Lohn und Gehalt 
nicht über 2000 Mark beträgt bei einer vom Reiche zu errichtenden 
und für deſſen Rechnung zu verwaltenden Verſicherungsanſtalt 
gegen die Folgen der beim Betriebe ſich ereignenden Unfälle verſichert 
werden. Gegenſtand der Verſicherung iſt der Erſatz des Schadens, 
welcher durch eine körperliche Verletzung, welche eine Erwerbsunfähigkeit 
von mehr als 4 Wochen zur Folge hat, oder durch Tödtung entſteht. 
Der zu verſichernde Schadenerſatz ſoll im Falle der Verletzung: 1. in 
den vom Beginn der fünften Woche nach Eintritt des Unfalles an er⸗ 
wachſenden Koſten des Heilverfahrens, 2. in einer dem Verletzten vom 
Beginn der fünften Woche nach Eintritt des Unfalles für die Dauer 
der Erwerbsunfähigkeit zu gewährenden Rente beſtehen. Dieſe Rente 
wird nach dem durchſchnittlichen Arbeitsverdienſte des Verletzten während 
der Zeit ſeiner Beſchäftigung in dem Betriebe, wo der Unfall ſich er⸗ 
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eignete, berechnet und beträgt: a) Im Fall völliger Erwerbsunfähigkeit 
und für die Dauer derſelben 662. Percent des Arbeitsverdienſtes, 
b) im Falle der theilweiſen Erwerbsunfähigkeit und für die Dauer 
derſelben einen nach dem Maße der verbliebenen Erwerbsfähigkeit zu 
berechnenden Bruchtheil der Rente unter a, Für den Fall der Tödtung 
beſteht der zu verſichernde Schadenserſatz in 10 Perzent des Jahres⸗ 
arbeitsverdienſtes als Beerdigungskoſtenerſatz, ferners im Falle der Tod 
ſpäter als 4 Wochen nach dem Unfall eingetreten iſt, in den nach Ablauf 
derſelben aufgewendeten Koſten der verſuchten Heilung und in einer für 
die weitere Zeit der Krankheit wie oben zu gewährenden Unterſtützung, 
endlich in einer den Hinterbliebenen des Getödteten und zwar der 
Witwe bis zur Wiederverehelichung im Betrage von 20 Percent, mehreren 
Kindern bis zu 50 Percent und den Aſcendenten des Verſtorbenen im 
Dürftigkeitsfalle im Betrage von 20 Percent des Arbeitsverdienſtes 
des Verſtorbenen zu gewährenden Jahresrente. Die Verſicherungsprämie 
wird, wenn der Jahresarbeitsverdienſt des Verſicherten 750 Mark und 
weniger beträgt, zu zwei Drittel von Demjenigen, für deſſen Rechnung 
der Betrieb erfolgt, und zu einem Drittel von dem Landarmenverbande, 
in deſſen Bezirk der Betrieb gelegen iſt, aufgebracht Beträgt jedoch der 
oberwähnte Jahresarbeitsverdienſt über 750 Mark, ſo iſt die Verſiche⸗ 
rungsprämie zur Hälfte von dem Betriebseigenthümer und zur Hälfte 
von dem Verſicherten zu beſtreiten. 

Dies ſind die Grundzüge der wirthſchaftlichen Reform, wie ſie 
jetzt im deutſchen Reiche geplant wird, und welche mit Rückſicht auf 
das Vorgeſagte einer Nachahmung in unſerem Staate nicht unwerth er— 
erſcheinen dürfte. 

Wenn man ſchon ſich nicht dazu entſchließen kann, den Arbeiter 
zu einem Tantiemebezuge vom Betriebsgewinne zuzulaſſen, ſo gewähre 
man ihm doch das Menſchenrecht, ſeine und ſeiner Familie Exiſtenz ge⸗ 
ſichert zu ſehen, gegen Unglücksfälle, welche ſein Beruf mit ſich bringt, 
und die Zukunft wird es reichlich lohnen, was die Gegenwart zur Ab- 
wehr eines drohenden Uebels gethan. Dr. L. P. 


Mittheilungen aus der Praxis. 

Die Vertretung der Orts-, Bezirks- und Landesſchulräthe vor 

Gericht iſt durch die Minifterialverordnung vom 14. Juli 1822, 

R. G. Bl. Nr. 119, den k. k. Finanzprocuraturen nicht facul⸗ 
tativ, ſondern imperativ zugewieſen. 

Wenzel Stepanek und Johann Dlouhy, Bauunternehmer in Jung⸗ 
bunzlau, klagten mit der Klage de praes. 9. März 1880, 3. 3120, 
die Schulgemeinde Omnyslovic, vertreten durch den dortigen Ortsſchul⸗ 
rath, beziehungsweiſe deſſen Obmann Johann Vinduska, auf Bezahlung 
eines Betrages von 3005 fl. 36 kr als Reſtbetrag des für den Schul- 
bau in Omnyslovic zu bezahlenden Lohnes. 

Die Schulgemeinde Omnyslovic erſuchte die k. k. Finanzprocuratur 
nicht um Vertretung, weil ſie der Anſicht war, daß nach der Miniſterial⸗ 
verordnung vom 14. Juni 1872, R. G. Bl. Nr. 119, und dem 
Miniſterialerlaſſe vom 10. Mai 1874, Nr. 11.628, insbeſondere mit 
Rückſicht auf die vom Landesſchulrathe des Königreiches Böhmen 
gegebene Belehrung hierüber am 22. Juli 1872, Nr. 8056, die Ver⸗ 
tretung der Orts⸗, Bezirks⸗ und Landesſchulräthe vor Gericht 
durch die Finanzprocuraturen blos facultativ und keineswegs impe⸗ 
rativ iſt. 

Das k. k. Kreisgericht Kuttenberg erkannte mit dem Urtheile vom 
9. October 1880, Z. 9385, auf einen Haupteid, ohne ſich in die 
Erörterung der Berechtigung der Schulgemeinde Omnyslovic, ſich vor 
Gericht ſelbſt zu vertreten, einzulaſſen. 

Auf die Appellation der geklagten Schulgemeinde hat nun das 
k. k. Oberlandesgericht Prag mit Entſcheidung vom 7. December 1880, 
3. 34.245, das Urtheil des k. k. Kreisgerichtes Kuttenberg ſammt der 
dieſem Urtheil zu Grunde liegenden Verhandlung als null und nichtig 
aufgehoben und dem k. k. Kreisgerichte Kuttenberg angeordnet, die 
Klage den Klägern zurückzuſtellen. Die Koſten wurden gegenſeitig auf⸗ 
gehoben, und zwar aus folgenden Gründen: 

Nach § 26, Abſatz 1 des Geſetzes vom 24. Februar 1873, 
L. G. Bl. Nr. 17, ſteht die rechtliche Vertretung des Schulbezirkes 
in allen gerichtlichen und außergerichtlichen Angelegenheiten dem Bezirks⸗ 
ſchulrathe zu; es war fomit zur Vertretung der geklagten Gemeinde 


keineswegs der Ortsſchulrath, ſondern der Bezirksſchulrath berufen; 
und nachdem weiterhin nach der Miniſterialverordnung vom 14. Juni 


1872, R. G. Bl. Nr. 119, die Vertretung der ftaatlihen Schulbehörden 


(des Orts⸗, Bezirks- und Landesſchulrathes) in ihren gerichtlichen An— 
gelegenheiten der k. k. Finanzprocuratur zugewieſen iſt, war der Orts⸗ 
ſchulrath, beziehungsweiſe deſſen Obmann nicht berechtigt, ſich in dieſem 
Streite in Vertretung der geklagten Schulgemeinde mit Umgehung 
der obbezeichneten geſetzlichen Vorſchriften durch einen ſelbſtgewählten 
Rechtsfreund vertreten und den Streit durch denſelben durchführen zu 
laſſen. Es mußte ſomit mit Rückſicht auf die Beſtimmungen des Hof⸗ 
decretes vom 22. Juni 1789, J. G. S. Nr. 1024, nach welchem 
im Falle, wenn ein Streit, welcher nach dem Geſetze einer fiscalamt⸗ 
lichen Vertretung zugewieſen war, keineswegs von einem Fiscalamte, 
ſondern von einem hiezu nicht legitimirten Vertreter verhandelt wurde, 
vom Oberrichter zu caſſiren iſt, das Urtheil des k. k. Kreisgerichtes 


Kuttenberg ſammt der demſelben zu Grunde liegenden Verhandlung 


caſſirt werden, und aus dem Grunde, weil die Klage keineswegs gegen 
die geſetzlichen Vertreter der geklagten Schulgemeinde gerichtet, ſomit 
unrichtig verfaßt war, welcher Fehler im ſchriftlichen Verfahren von 
Amtswegen nicht reetificirt werden konnte, die Klage ſomit nicht geeignet 
war, einer neuerlichen Verhandlung zur Grundlage zu dienen, die Rüd- 
ſtellung an die Kläger angeordnet werden. Was die Gerichtskoſten 
anbelangt, waren in Erwägung deſſen, daß in dieſem Streite keine 
Partei bisher obgeſiegt, reſp. unterlegen iſt; und in weiterer Erwägung, 
daß beide Parteien die Verhandlung, 
wurde, verſchuldeten, und zwar der Kläger dadurch, daß er in ſeiner 
Klage den geſetzlich berufenen Vertreter der Schulgemeinde unrichtig 
anführte und der geklagte Ortsſchulrath dadurch, daß er, ohne hiezu 
geſetzlich berufen zu ſein, die Vertretung der geklagten Gemeinde übernahm, 
dieſelben nach den 88 24 —26 des Geſetzes vom 16. Mai 1874, 
R. G. Bl. Nr. 69, gegenſeitig aufgehoben. Aus dieſem Grunde iſt 
auch der erſte Richter zu dem durch den Verzug des Proceſſes verur— 
ſachten erweislichen Schaden nicht verurtheilt worden. 

Die gegen die Entſcheidung des Oberlandesgerichtes Prag einge— 
brachte ordentliche Reviſionsbeſchwerde hat der k. k. oberſte Gerichts— 
hof mit Entſcheidung vom 17. Februar 1881, 3. 1278, abgewieſen 
und die obergerichtliche Entſcheidung beſtätigt, uud zwar aus den 
Gründen, weil wenn auch, wie das k. k. Oberlandesgericht ungerecht— 
fertigterweiſe annahm, aus dem § 26 des Geſetzes vom 24. Februar 
1873, L. G. Bl. Nr. 17 für Böhmen, nachdem es ſich hier um 
eine einzelne Schule und nicht um eine Angelegenheit des Schulbezirkes 


handelt, nicht folgt, daß vorliegende Klagsſache gegen den Bezirksſchul⸗ 


rath anzuſtrengen war, daß bei der klaren Beſtimmung der Minifterial- 
verordnung vom 14. Juli 1872, R. G. Bl. Nr. 119, es keinem 
Zweifel unterliegen kann, daß in dem gegenwärtigen Falle die Ver— 
tretung des geklagten Ortsſchulrathes durch die k. k. Finanzprocuratur 
zu erfolgen hatte, und da dieſes nicht geſchah, in der obergerichtlichen 
Entſcheidung das Hofdecret vom 22. Juni 1789, J G. S. Nr. 1024, 
mit Recht in Anwendung gebracht wurde. Auch die Reviſionskoſten wurden 
gegenſeitig aufgehoben. Jur. Bl. 


Abgrenzung des Begriffes der „Kundmachungen von rein ört⸗ 
lichem Intereſſe“ im $ 23, Abſ. 3 des Preßgeſetzes. 

Die k. k. Generalprocuratur hat nachſtehende Nichtigkeitsbeſchwerde 
zur Wahrung des Geſetzes erhoben: 

Der liberale Bezirksverein Ried hatte auf den 5. October 1880 
eine öffentliche Vereinsverſammlung anberaumt. Die Einberufung erfolgte 
mittelſt gedruckter Kundmachungen, in welchen unter Mittheilung des 
Programmes Vereinsmitglieder und Parteigenoſſen zur Verſammlung 
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die als null und nichtig erkannt 


nach $ 259, 3.3 St. P. O. freigeſprochen worden. Beide Inſtanzen 
halten dafür, daß es ſich im gegebenen Falle nur um eine Kundmachung 
von rein örtlichem Intereſſe handelt. Gründe für dieſe Auffaſſung hat 
das ſtädt.⸗deleg. Bezirksgericht nicht angeführt. Das Kreis- als Berufungs⸗ 
gericht ſtützt ſich auf die Erwägung, daß der liberale Bezirksverein Ried nur 
im Orte Ried und nur aus Bewohnern dieſes Ortes beſteht, daß die 
Einberufung der Verſammlung nur eine örtliche Angelegenheit und 
ſomit die Kundmachung derſelben eben auch nur von örtlichem Intereſſe 
iſt, und daß die Beifügung der Reſolutionen an dieſem rein örtlichen 
Charakter der Kundmachung nichts ändert, weil hiedurch nur die poli— 
tiſche Eigenſchaft des Vereines und das Programm der Vereinsverſamm—⸗ 
lung bezeichnet wurde, und im Gegenfalle jeder Einberufung zu einer 
Verſammlung was immer für eines Vereines der rein örtliche Charakter 
abgeſprochen werden müßte, da eine ſolche Einberufung ohne gleichzeitige 
Bekanntgabe des Programmes nicht denkbar iſt. 

Allein nach Anſicht der Generalprocuratur kömmt es bezüglich 
des Alinea 3 des § 23 des Preßgeſetzes nicht darauf an, ob ſich eine 
in den Straßen oder an anderen öffentlichen Orten zu affigirende Druck— 
ſchrift mit einer Ortsangelegenheit befaßt, ſondern ob ſie rein örtliches 
Intereſſe verfolgt. Durch den Sitz des Vereines und den Wohnort 
ſeiner Mitglieder wird der Umfang dieſes Intereſſes nicht begrenzt. 
Im vorliegenden Falle galt die Einberufung nach Zulaß des S 14 des 
Vereinsgeſetzes vom 15. November 1867, R. G. Bl. Nr. 134, über⸗ 
dies einer öffentlichen Vereinsverſammlung, zu welcher Parteigenoſſen 
ohne Beſchränkung auf Ried Zutritt haben ſollten. Auch waren der 
Mittheilung des Programmes Reſolutionen beigedruckt, welche doch 
gewiß nicht für die Rieder allein vom Intereſſe waren. Endlich iſt nicht 
zu überſehen, daß ſich das Alinea 3 des § 23 nur im Zuſammenhalte 
mit dem correſpondirenden Alinea 2 des § 9 des Preßgeſetzes und mit 
den an beiden Stellen angegebenen Beiſpielen richtig erfaſſen läßt, und 
es kann dann nicht zweifelhaft fein, daß vom Verbote des Aushängens 
oder Anſchlagens nur Druckſchriften ſolchen Inhaltes ausgenommen 
werden wollten, bei welchen eine Verantwortlichkeit vor dem Straf— 
geſetze nicht leicht denkbar iſt, eine Vorausſetzung, die ſich für Kund⸗ 
machungen, wie ſie im gegebenen Falle der liberale Bezirksverein Ried 

erließ, nicht ſchlechthin aufſtellen läßt. 

| Nach der über dieſe Beſchwerde unter dem Vorſitze des zweiten 
Präſidenten Dr. v. Stremayr abgehaltenen Verhandlung des Caſſations⸗ 
hofes, bei welcher die Generalprocuratur durch Generaladvocat Cramer 
vertreten war, erging mittelſt Plenar-Entſcheidung vom 1. Juni 1881, 
3. 1897, nachſtehendes Erkenntniß: 

Durch das Urtheil des k. k. ftädt.-dei. Bezirksgerichtes Ried vom 
18. November 1880, 3. 1899, und durch die Entſcheidung des k. k. 
Kreisgerichtes Ried vom 23. December 1880, Z. 6680, womit die 
mider jenes Urtheil von der k. k. Staatsanwaltſchaft eingelegte Be- 
rufung als ungegründet zurückgewieſen und das in Berufung gezogene 
Urtheil beſtätigt wurde, iſt in dem Erkenntniſſe, womit Joſeph K. von 
der Anklage wegen Uebertretung des § 23 des Preßgeſetzes vom 17. De⸗ 
cember 1862, R. G. Bl. Nr. 6 vom Jahre 1863, begangen dadurch, 
daß er ohne beſondere Bewilligung der Sicherheitsbehörde am 5. October 
1880 auf den Straßen und Plätzen von Ried ein Placat, worin der 
liberale Bezirksverein in Ried ſeine Mitglieder und Parteigenoſſen zu 
einer öffentlichen Vereinsverſammlung, in welcher unter Anderem die 
vom Comite zur Einberufung eines oberöſterreichiſchen Parteitages ent- 
worfenen Reſolutionen zur Berathung kommen ſollten, einlud, unter 
Beifügung dieſer Reſolutionen im Placate, anſchlagen ließ, nach § 259, 
3. 3 der St. P. O. freigeſprochen wurde, das Geſetz verletzt. — 
Gründe: 

| Der Kundmachung, womit der liberale Bezirksverein Ried feine 


eingeladen worden. Unter die Programmpunkte iſt die Berathung der Mitglieder und Parteigenoſſen zu einer öffentlichen Vereinsverſammlung 
vom Comite zur Einberufung eines oberöſterreichiſchen Parteitages ent⸗ einlud, in welcher gemäß des in der Kundmachung enthaltenen Pro⸗ 
worſenen Reſolutionen eingereiht, deren Wortlaut beigerückt iſt. Das grammes auch die vom Comite zur Einberufung eines oberöſterreichiſchen 
mit dem Vollzuge der Einberufung betraute Mitglied des Vereinsaus- Parteitages entworfenen Reſolutionen zur Berathung kommen ſollten, 
ſchuſſes, Joſeph K., Buchhändler und Buchdrucker in Ried, ließ dieſe iſt am Schluſſe der Wortlaut dieſer letzteren ſelbſt beigefügt. Wenn nun 


Kundmachungen ohne Bewilligung der Sicherheitsbehörde an öffentlichen 
Orten der Stadt Ried vertheilen und anſchlagen, und wurde deshalb 
wegen Uebertretung des § 23 des Preßgeſetzes angeklagt. Von dieſer 
Anklage iſt Joſeph K. zunächſt mit Urtheil des ſtädt.⸗deleg Bezirks⸗ 
gerichtes zu Ried vom 18. November 1810, Z. 1899, und nach ein⸗ 
gelegter Berufung der Staatsanwaltſchaft auch mit der am 23. Decem⸗ 
ber 1880, 3. 6680, gefällten Entfcheidung des dortigen Kreisgerichtes 


nach der thatſächlichen Annahme der Berufungsinſtanz der liberale 
Verein zu Ried wohl lediglich aus Bewohnern von Ried beſteht, daher 
die Kundmachung der Einladung ſowohl, als auch des Programmes 
der bei der einberufenen Verſammlung zur Beſprechung kommenden Ge— 
genſtände, als ein rein örtliches Intereſſe betreffend, betrachtet werden 
kann, ſo hat ſich doch jene Kundmachung nicht auf die erwähnten bei— 
den Punkte beſchränkt, ſondern weiters noch die Mittheilung eines 


außerhalb des Vereines gefaßten Reſolutionsentwurfes, und damit einen | 


Gegenſtand aufgenommen, welcher, über den bloßen Zweck der Einla— 
dung und der Ankündigung der zur Beſprechung kommenden Angelegen⸗ 
heiten im Allgemeinen hinausgreifend, auch nicht mehr blos örtliches 
Intereſſe zu erregen geeignet erſcheint. Es kann daher die erwähnte 
Kundmachung nicht unter jene Druckſchriften gezählt werden, auf welche 
ſich gemäß Alinea 3 des $ 23 des Preßgeſetzes das in Alinea 2 dieſes 
Paragraphes enthaltene Verbot nicht bezieht, weil ja der in Alinea 3 
normirte Ausnahmsfall nur ſolche Kundmachungen betrifft, rückſichtlich 
welcher ihrer Natur und ihrem Zwecke nach eine ſtrafgerichtliche Ver: 
antwortung nicht wohl denkbar iſt, deshalb auch eine behördliche Ueber⸗ 
wachung als entbehrlich betrachtet werden kann. In dieſer Erwägung 
muß durch die mit der Begründung, daß die erwähnte Kundmachung 
unter die in Alinea 3 des § 23 des Preßgeſetzes aufgeführten gehöre 
und der vorläufigen behördlichen Bewilligung des öffentlichen Anſchla⸗ 
gens nicht bedurfte, erfolgte Freiſprechung des der Veröffentlichung ohne 
vorherige behördliche Bewilligung geſtändigen Angeklagten die Vorſchrift 
des § 23 des Preßgeſetzes verletzt erkannt werden. 


Geſetze und Verordnungen. 


1880. IV. Quartal. 


Centralblatt für Eiſenbahnen und Dampfſchifffahrt der öſterr— 
reichiſch-ungariſchen Monarchie. Officieller Theil. 
Nr. 124. Ausgeg. am 23. October. 

Friſterſtreckung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Eifenbahn- 
verbindung von der projectirten Zahnradbahn von Kloſtergrab an die öſterreichiſch— 
ſächſiſche Grenze bei Mulde zur Dux-Bodenbacher Eiſenbahn. Z. 28.292. 25. Sep⸗ 
tember. 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Secundärbahn 
von der Station Porican der k. k. priv. öſterr. Staatseiſenbahn⸗Geſellſchaft nach 
Sadska. Z. 29.287. 26. September. 

Nr. 125. Ausgeg. am 26. October. 
Verordnung des k. k. Finanzminiſteriums vom 20. Oetober 1880, womit 


für November 1880 das Aufgeld beſtimmt wird, welches bei Verwendung von 3. 35.296. 


Silber zur Zahlung der Zollgebühren zu entrichten iſt. 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten 1. für eine fchmal- 
ſpurige Vieinalbahn von Budweis nach dem Böhmerwalde; 2. für eine Vicinalbahn⸗ 
verbindung der über Krumau in das obere Moldauthal projeetirten Tracen mit 
der Station Velesin der k. k. priv. Kaiſerin Eliſabeth-Bahn. Z. 27.140. 26. Sep⸗ 
tember. 

Nr. 126. Ausgeg. am 28. October. 

Agio⸗Zuſchlag zu den Fahr- und Frachtgebühren auf den öſterreichiſch⸗ 
ungariſchen Eiſenbahnen. 24. October. 

Bewilligung zu den techniſchen Vorarbeiten für eine Secundär⸗Eiſenbahn 
von Reichenberg nach Tannwald mit einer Abzweigung von Gablonz nach 
Johannesberg. 3. 27.436. 26. September. 


Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine normalſpurige 


Secundärbahn: a) von Rozdialowitz an die öſterr. Nordweſtbahn; b) von Dimo⸗ 
kur nach Königſtadtl. Z. 29.765. 1. October. 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Vieinal⸗Eiſen⸗ 
bahn von Arad über Mezöhegyes nach Szörek, ſowie von Mezöhegyes nach Kete⸗ 
gyhaza. Z. 15.212. 2. October. 

Nr. 127. Ausgeg. am 30. October. 

Friſterſtreckung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Vicinal⸗ 
bahn von Laibach nach Stein. Z. 27.872. 25. September. 

Feſtſetzung der Fahrpreiſe und Gepäckstaxen für die Strecke Czaslau-Zleb 
der Localbahn von Czaslau nach Zawratetz. Z. 27.877. 13. October. 

Nr. 128. Ausgeg. am 4. November. 
Nr. 129. Ausgeg. am 6. November. 

Friſterſtreckung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Localbahn 
von Cilli nach Unterdrauburg. Z. 30.599. 10. October. 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Variante der 
projectirten Localbahn von Traismauer nach Krems. Z. 28.996. 24. October. 

Nr. 130. Ausgeg. am 9. November. 
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Nr. 131. Ausgeg. am 11. November. 

Conceſſion zum Baue und Betriebe einer normalſpurigen Schleppbahn 
von der Station Opoeno der k. k. priv. öſterr. Staatseiſenbahn-Geſellſchaft zu der 
Zuckerfabrik in Mezrie. 3. 29.891. 4. October. 

Bewilligung zur Anlage einer Roll- und Schleppbahn von den Magazinen 
und dem Beiwerke der Papierfabrik in Nettingsdorf zum Anſchluß an die Krems⸗ 


thal⸗Bahn in km 149-151. Z. 19.931. 28. October. 


Nr. 132. Ausgeg. am 13. November. 
Kundmachung des k. k. Handelsminiſteriums, betreffend die Erhöhung der 
Fahrgeſchwindigkeit auf mehreren Staat3bahn-Linien. Z. 29.495. 22. October. 
Bewilligung zur Vornahme lechniſcher Vorarbeiten: 1. für eine normal⸗ 


ſpurige Secundärbahn von Elbogen nach Schlaggenwald; 2. für eine Secundär⸗ 


bahn von Hochweſſely nach Kopidlno. 33. 29.776 und 29.778. 30. October. 
Nr. 133. Ausgeg. am 18. November. 
Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums vom 24. October 1880, Z. 24.876, 
an den Verwaltungsrath der k. k. priv. Eiſenbahn Wien⸗Aſpang, betreffend die 
Austragung einiger in Schwebe befindlicher Fragen. 
Nr. 134. Ausgeg. am 20. November. 
Erlaß der k. k. General⸗Juſpection der öſterreichiſchen Eiſenbahnen vom 
13. October 1880, 3. 11.596 II., an ſämmtliche öſterreichiſche Eiſenbahn⸗Ver⸗ 
waltungen, betreffend die Einhebung des doppelten Satzes der Normalelaſfe I bei 
Sendungen explodirbarer Artikel. 
Nr. 135. Ausgeg. am 23. November. 
Abdruck von Nr. 128 R. G. Bl. 


Nr. 136. Ausgeg. am 25. November. 

Verordnung des k. k. Finanzminiſteriums vom 20. November 1880, womit 
für December 1880 das Aufgeld beſtimmt wird, welches bei Verwendung von 
Silber zur Zahlung der Zollgebühren zu entrichten iſt. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſters vom 9. November 1880, Z. 35.284, an 
(die Eonceſſionäre der Bahn von Hullein nach Kremſier, betreffend die Feſtſtellung 
der auf dieſer Bahn einzuhebenden Tarife. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſters vom 10. November 1880, 3. 33.303, an 
ſämmiliche öſterreichiſche Eiſenbahn-Verwaltungen, betreffend die Mittheilung der 
Geſchäfts berichte an die Handels- und Gewerbekammern. 

Aenderung der Statuten der k. k. priv. öſterr. Nordweſtbahn. H.⸗M. 


Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Eiſenbahnlinie 
von Marosväſärhely nach Szäsregen. Z. 17.554. 12. October. 

Bewilligung zu den Vorarbeiten für eine Eiſenbahnlinie von Groß-War⸗ 
dein bis Szekelyhid. Z. 17.735. 15. October. 


(Fortſetzung folgt.) 


| 
Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem Sectionsrathe im Miniſterraths⸗Präſidium 
Eduard Ritter von Stummer taxfrei den Titel und Charakter eines Miniſterial⸗ 
rathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem niederöſterreichiſchen Statthaltereirathe Karl 
Ritter Krtickka von Jaden den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe tax⸗ 
frei verliehen. 


| Seine Majeftät haben dem Hilſsämter-Directionsadjuncten im Miniſterium 
des Innern Joſeph Spada anläßlich deſſen Penſionirung den Titel eines Hilfs⸗ 
ämter⸗Directors verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem renſionirten Bezirksingenieur Franz Gnad 
das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat die 
Statthaltereiſecretäre Robert Freiherrn von Hein, Wilhelm Japp, Adolph 
Gabriel und Friedrich Schmidl zu Bezirkshauptmännern in Mähren ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat die 
Polizei⸗Obercommiſſäre Adolph Preßl und Johann Müller zu Polizeiräthen, 
die Polizeicommiſſäre Zojepd Rabas und Moriz Langer zu Polizei-Ober⸗ 
commiſſären, dann die Polizeiconcipiſten Wenzel Dvoräk und Norvin von 
Noſtiz zu Polizeicommiſſären der Prager Polizeidirection ernannt. 
| Der Minifterpräfident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Bezirkscommiſſär Felix Schaſchel zum Bezirkshauptmanne in Krain ernannt. 


Erledigungen. 

Bezirkscommiſſärsſtelle in Böhmen, eventuell Statthaltereiconcipiſtenſtelle, 
bis Ende Auguſt. (Amtsbl. Nr. 189.) 

Oberingenieursſtelle mit der achten Rangsclaſſe für den Staatsbaudienſt 
im Herzogthume Krain, eventuell Ingenieursſtelle in der neunten Rangsclaſſe, 
bis 15. September. (Amtsbl. Nr. 189.) 

Secundararztesſtelle in der niederöſterreichiſchen Landes⸗Findelanſtalt zu 
Wien mit 600 fl. Gehalt und Naturalwohnung, bis Ende Auguſt. (Amtsbl. 
Nr. 191.) 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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